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"Videoüberwachungsverbesserungsgesetz" zurückziehen! 

Das Vorhaben des Bundesministeriums des Innern (BMI), durch ein "Videoüberwa-

chungsverbesserungsgesetz" Änderungen des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) 

einzuführen, die künftig privaten Stellen den Betrieb von Videokameras zur 

Verhinderung von Anschlägen wie in Ansbach und Amokläufen wie in München 

erleichtern sollen, wird von den unabhängigen Datenschutzbehörden des Bundes 

und der Länder abgelehnt. Der Gesetzentwurf vermag nicht zu begründen, dass die 

angestrebte Erleichterung der Videoüberwachung die öffentliche Sicherheit besser 

gewährleisten kann, als dies gegenwärtig der Fall ist. Auch die Verlagerung der 

Verantwortung für diese Aufgabe auf die privaten Betreiber von Einkaufszentren und 

öffentlichem Personennahverkehr lehnen die unabhängigen Datenschutzbehörden 

des Bundes und der Länder ab. Nach der nicht abschließenden Aufzählung zielt 

der Gesetzentwurf überwiegend auf Orte, an denen Betroffene ihre Freizeit 

verbringen. Gerade in diesen Bereichen, in denen sich Menschen typischerweise 

zur ungezwungenen Kommunikation, Erholung und Entspannung für längere Dauer 

aufhalten, gilt es das Persönlichkeitsrecht in besonderem Maße zu schützen. 

Gleichwohl lässt es die einschlägige Bestimmung des § 6b BDSG bereits gegenwärtig 

zu, die Sicherheitsbelange von Personen, die sich in öffentlich zugänglichen 

Bereichen aufhalten, bei der Abwägung zwischen den Rechten Betroffener und den 

Betreiberinteressen zu berücksichtigen. Im Rahmen der Hausrechtsausübung 

können auch heute Kameras installiert werden, um Personen von Straftaten an den 

Objekten abzuhalten. Darüber hinaus kann Videotechnik zur Beweissicherung 

eingesetzt werden und nach § 6 Absatz 3 Satz 2 BDSG können Videobilder an 

Polizei-, Ordnungs- und Strafverfolgungs- und Ordnungsbehörden weitergegeben 

werden, wenn dies zur Abwehr von Gefahren für die staatliche und öffentliche 

Sicherheit sowie zur Verfolgung von Straftaten erforderlich ist. Die Begründung des 

BMI suggeriert, die Datenschutzaufsichtsbehörden verhinderten angesichts der 

angespannten Sicherheitslage die Durchführung von Videoüberwachung. Dies trifft 

nicht zu. Tatsächlich werden gerade im Bereich der großen Einkaufszentren, aber



auch an Bahnhöfen und in Fahrzeugen des Personennahverkehrs bereits heute 

zahlreiche Kameras mit ausdrücklicher Billigung der Aufsichtsbehörden betrieben.  

Terroristen wie auch irrational handelnde Einzeltäter, vor denen die gesetzliche 

Regelung schützen soll, nehmen ihren eigenen Tod bei derartigen Anschlägen 

bewusst in Kauf. Sie werden sich daher von ihren Taten auch nicht durch 

Videokameras aschrecken lassen.  

Hinzu kommt, dass die Betreiber von Videoüberwachungsanlagen bereits heute 

meistens nicht in der Lage sind, ein Live-Monitoring durchzuführen und die Bilder der 

vielen Kameras durch ihr eigenes Personal so auszuwerten, dass bei Gefahren direkt 

und schnell eingegriffen werden kann. In der Praxis bleibt die Bedeutung der 

Kameras daher auf eine Speicherung auf Vorrat und für die spätere 

Strafverfolgung beschränkt. Auch die mögliche Erhöhung eines faktisch 

ungerechtfertigten subjektiven Sicherheitsgefühls könnte Grundrechtseingriffe nicht 

rechtfertigen. Insoweit ist die Regelung, die von den privaten Betreibern eine 

stärkere Gewichtung des Schutzes von Leben, Gesundheit oder Freiheit der 

Betroffenen bei der rechtlichen Abwägung fordert, letztlich gar nicht geeignet, das 

Ziel der gesetzlichen Regelung zu erreichen. 

Die unabhängigen Datenschutzbehörden des Bundes und der Länder betonen mit 

Nachdruck, dass es nicht die Aufgabe privater Stellen ist, die Sicherheit der 

Bevölkerung zu gewährleisten. Dies obliegt allein den Sicherheitsbehörden, die 

über ausreichende  landesgesetzliche und bundesgesetzliche Grundlagen sowohl für 

die Gefahrenabwehr als auch für die Strafverfolgung verfügen.  

Die Konferenz der unabhängigen Datenschutzbehörden des Bundes und der Länder 

fordert den Bundesinnenminister auf, den Gesetzentwurf zurückzuziehen.  




